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Der Niedersachse Bernd Lange (60) 

sitzt in Straßburg und Brüssel derzeit 

an zentralen Stellen. Der in Oldenburg 

geborene Sozialdemokrat ist Vorsitzen-

der des Ausschusses für internationa-

len Handel des Europäischen Parla-

ments und Berichterstatter für das Han-

delsabkommen zwischen der EU und den 

USA (TTIP). Von der Zeitung „Politico“ 

wurde er auf Platz 15 der wichtigsten Europa-

abgeordneten gesetzt.
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Angst vor der Kompromissunfähigkeit
 

■ In Sachen Ceta führte Euro-
pa gerade einen erbarmungs-
würdigen Kampf gegen seine 
Handlungsunfähigkeit. Haben 
die Briten recht mit ihrem Aus-
tritt aus der Gemeinschaft der 
Selbstsüchtigen?

Bernd Lange: Nein, weil der 
Brexit ebenfalls aus einer Hal-
tung entspringt, die scheinbare 
nationale Interessen über Euro-
pa stellt und dabei mit Halb-
wahrheiten Stimmung macht. 
Aber das Symptom, das aufkom-
mender Nationalismus und Re-
gionalismus in Frage stellt, ist 
ernst zu nehmen. Hier müssen 
wir Widerstandskräfte entwi-
ckeln.

 
■ Wieso war die Zeit am Ende 
so knapp, um die Wallonen 
noch ins Boot zu holen?

Lange: In der Tat, da zeigte 
sich ein mehrschichtiges Prob-
lem. Zum einen haben wir hier 
einen starken innerbelgischen 
Konflikt und zum anderen eine 
Konfrontation zwischen Wallo-
nien und der EU. Es hat nicht 
mehr so viel mit Kanada zu tun. 

Schade ist, dass die Wallonen 
so spät ihre Punkte, die ich zum 
Teil teile, eingebracht haben. 
Aber nun ist eine Einigung da, 
und das parlamentarische Ver-
fahren im EP kann beginnen.

 
■ Sie haben in Sachen Ceta oft 
betont, wie eng Europa mit Ka-
nada zusammenarbeitet. Mit 
wem wollen die Europäer noch 
Handel treiben, wenn schon ge-
genüber Kanada die Vorbehal-
te zu groß sind?

Lange: Nach wie vor ist Kana-
da der engste politische und wirt-
schaftliche Partner der Europäi-
schen Union. Deshalb gebe ich 
das Projekt in Gänze auch noch 
nicht auf. Wir teilen Werte und 
Normen mit Kanada, starteten 
gemeinsame Initiativen etwa bei 
der Welthandelsorganisation 

und in der UNO.
Es ist auch bemerkenswert, 

wie geduldig die kanadische Re-
gierung angesichts der innereu-
ropäischen Diskussionen bleibt. 
Auch das zeigt die besondere 
Qualität dieser Partnerschaft. 
Mit unserem engsten Partner 
sollten wir das wirklich hinkrie-
gen, denn mit den Chinesen über 
Arbeitnehmerrechte diskutieren 
zu wollen, ist nicht wirklich er-
folgversprechend.

 
■ Laut Lissabon-Vertrag fällt 
das Freihandelsabkommen in 
die Verantwortung der EU. Wie-
so lässt sie sich in diesem Punkt 
von den Nationalstaaten hin-
einregieren?

Lange: Bei derartigen Abkom-
men ist die Frage in Europa zu-
nächst immer offen, ob sie wirk-
lich allein in der Kompetenz der 
EU entschieden werden können 
oder ob doch Rechte der Natio-
nalstaaten berührt werden. So 
wurde schon bei der Anlage des 
Ceta-Verhandlungsmandats 2009 
geschrieben, dass vermutlich 
Kompetenzen der Mitgliedslän-
der berührt sind, so dass diese 
im Verhandlungsprozess betei-
ligt werden sollen. Und so gab es 
durchaus Möglichkeiten, zu in-
tervenieren. Nebenbei bemerkt: 
2011, als das Verhandlungsman-
dat für Ceta erteilt wurde, war 

Elio Di Rupo belgischer Minis-
terpräsident, der sich heute als 
Parteichef der Sozialisten in 
Wallonien lange querstellte.

Für die Zukunft sollte man da-
rüber nachdenken, bei den Be-
fugnissen der Gemeinschaft und 
der Einzelstaaten die Trenn-
schärfe zu erhöhen, um hand-
lungsfähiger zu werden. Da jedes 
Handelsabkommen vom Europä-
ischen Parlament angenommen 
oder verworfen wird, fehlt es 
nicht an demokratischer Kont-
rolle.

 
■ Würden mehr EU-only- statt 
gemischter Verträge die Macht 
des Europäischen Parlaments 
stärken?

Lange: Grundsätzlich hat das 
Parlament seit Lissabon eine 
starke Machtposition. So haben 
wir das Handelsabkommen mit 
Marokko abgelehnt, weil die In-
teressen der West-Sahara nicht 
berücksichtigt waren, und eben-
so das ACTA-Abkommen gegen 
Produktpiraterie verworfen, weil 
dort zu viele Webfehler enthal-
ten waren. Damals stellte sich 
das Parlament gegen die EU-
Kommission, also die eigene Re-
gierung, sowie 17 Partner welt-
weit – darunter die USA.

Für die europäische Handels-
politik ist das demokra-
tisch gewählte Kor-
rektiv das Europä-
ische Parlament.

 
■ Zeigt hier das 
Bundesverfas-
sungsgerichts-
urteil verhäng-
nisvolle Folgen, 
das Deutsch-
land quasi 

ein Veto-Recht zuschob?
Lange: Nein. Allerdings kann 

man schon mal hinterfragen, wa-
rum Karlsruhe nicht anerkennen 
zu vermag, dass das Europäische 
Parlament die demokratische 
Kontrollinstanz der Kommission 
ist. Eine alleinige Ausstiegsopti-
on für Deutschland ist bei euro-
päischen Verträgen natürlich 
nicht möglich.

 
■ Trägt auch ihr Parteigenosse 
Sigmar Gabriel Verantwortung 
für das Desaster, der das aus-
verhandelte Ceta-Paket noch 
mal aufschnürte, um innerpar-
teiliche Kritiker zu besänfti-
gen?

Lange: Nein, denn es ist das 
Recht von Regierungen und Par-
lamenten, mitzugestalten. Ich 
selbst habe schon im März ge-
sagt, dass es bei Ceta Stärken, 
aber auch Schwächen gibt, die es 
nachzubearbeiten gilt. So war es 
meine Idee, mit Kanada eine ge-
meinsame, ergänzende Erklä-
rung mit Klarstellungen zu for-
mulieren.

 
■ Aber hat dies nicht in der Wal-
lonie den Gedanken reifen las-
sen, da ginge noch was?

Lange: Das wäre dann aber 
die Rolle der belgischen Regie-
rung. Alle 28 Regierungen haben 

ihre Anmerkungen für die ge-
meinsame Erklärung gelie-

fert. Aber offenbar gibt es 
Kommunikationsstörun-
gen zwischen der Wallonie 
und der Regierung in Brüs-
sel, die vielleicht in den in-
nerwallonischen Proble-

men begrün-
det liegen. 

So gibt es 

dort eine links populistische Par-
tei, die mittlerweile 15 Prozent 
der Wählerstimmen bekommt.

 
■ Im Kern schien es der Wallo-
nie um einen Ausgleich für den 
Wegfall der Jobs zu gehen, der 
die Region durch die Verlage-
rung der Caterpillar-Bauma-
schinen-Produktion nach 
Frankreich trifft. Kann die EU 
hier keine Nachhilfe in Sachen 
Kuhhandel geben?

Lange: Tatsächlich ist die 
ökonomische Situation in der 
Wallonie prekär. Früher trugen 
Stahl und Kohle die Region, heu-
te gibt es nur noch Landwirt-
schaft und Waffenproduktion. 
Insofern sind die 2200 Arbeits-
plätze bei Caterpillar schon ent-
scheidend.

Eine Verbesserung der Struk-
turen in Belgien ist überfällig, da-
für gäbe es sogar Mittel aus dem 
Globalisierungsfonds der EU. Da 
darf man aber keinen Kuhhan-
del draus machen.

 
■ Liegt Ceta auch im Kühl-
schrank, weil die Diskussion all-
zu hysterisch verläuft? Ceta- 
und TTIP-Gegner malen nicht 
weniger als den Untergang der 
Demokratie an die Wand, falls 
diese Handelsabkommen umge-
setzt werden.

Lange: Mehr Nüchternheit 
täte uns tatsächlich gut, gerade 
in den Punkten, in denen ich Kri-
tik grundsätzlich nachvollziehen 
kann. Es scheint ein Grundprob-
lem unserer Zeit zu sein, dass die 
Angst vor einem Kontrollverlust 
wächst, vor Prozessen, die im 
Hintergrund laufen, ohne dass 
sie der Einzelne beeinflussen 
könnte. Ob das nun die Globali-
sierung, die Digitalisierung oder 
die Finanzkrise betrifft. In der 
TTIP- und Ceta-Debatte wurde in 
dieser Hinsicht enorm draufge-
sattelt, auch mit Halbwahrheiten 
operiert. Die Rationalität blieb 
oft auf der Strecke.

Gleichwohl muss die Politik 
diesem Unbehagen gegenüber 
anonymen Entwicklungen entge-
genwirken, damit Menschen wie-
der Sicherheit empfinden und 
eine sichere Zukunft haben. Nur 
wenn die Politik national wieder 
Gestaltungskraft demonstrieren 
kann, lässt sich auch wieder glo-
bal handeln.

 
■ Freihandelsverträge mit Ja-
pan oder Singapur bringen kei-

ne Demonstranten auf die Stra-
ße. Bricht sich hier Anti-Ame-
rikanismus Bahn?

Lange: Das kann man nicht 
leugnen. Die US-Hegemonie be-
unruhigt viele Menschen so sehr, 
dass sie auch zum Argument ge-
gen Ceta umgebogen wurde. 
„TTIP durch die Hintertür“ lau-
tet die Parole, der man mit Rati-
onalität einiges an Kraft nehmen 
kann. Sicherlich gibt es einige 
Problemstellungen mit den USA 
gerade in der Handelspolitik. 
Dennoch ist dies ein demokrati-
scher Partner, mit dem man ver-
nünftig umgehen muss.

 
■ Wie groß ist die Freude in 
China, dass sich der Westen 
über seine Handelspolitik der-
art spaltet?

Lange: Die wird schon groß 
sein, gerade weil China sich 
selbst derzeit nicht in einer Po-
sition der Stärke sieht. Wir ha-
ben einige Problemfelder mit 
China zu beackern, vom Subven-
tionsmissbrauch bis hin zu Dum-
pingpreisen. Da wird in Peking 
schon aufmerksam registriert 
werden, wie uneinig der Westen 
derzeit ist.

 
■Wie groß ist der Imagescha-
den Europas?

Lange: Der ist schon erheb-
lich. Andere potenzielle Partner, 
etwa Japan oder die ASEAN-
Gruppe, blicken verwundert auf 
Europa. Wenn es keine vernünf-
tigen Mechanismen gibt, die die 
verschiedenen Interessen in der 
EU während des Entscheidungs-
prozesses einfließen lassen, da-
mit am Ende ein akzeptierter ge-
sellschaftlicher Kompromiss 
steht, könnten auch andere Part-
ner auf die Idee kommen, dass 
man mit den Europäern nicht 
mehr rechnen muss.

Die entscheidende Frage ist: 
Sind wir in Europa noch fähig, 
Kompromisse zu schließen, die 
dann auch von den Minderhei-
ten akzeptiert werden? Davon 
lebt die EU. Aber diese Fähigkeit 
zum gesellschaftlichen Kompro-
miss wird stark von links- und 
rechtspopulistischen Bewegun-
gen in Frage gestellt.

Das eigentliche Problem ist 
aber nicht das Projekt EU, son-
dern der aufkommende Nationa-
lismus in den Mitgliedstaaten. 
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Bernd Lange (SPD), Vorsitzender des Handelsausschusses des EU-Parlaments: Ceta-Gezerre legt Schwachstelle bloß

Die Wallonie und die EU haben schon bessere Tage gesehen: Das ehemalige Kohlebergwerk Grand Hornu nahe des wallonischen Mons. Foto: dpa

Nach einem tagelangen Gezerre einigten sich die bel-
gischen Regionen gestern darauf, welche Forderungen 
sie noch an das Ceta-Abkommen stellen. Zu spät für 
die feierliche Unterzeichnung des Freihandelspaktes mit 
Kanada. Bernd Lange, Vorsitzender des Handelsaus-
schusses des Europäischen Parlamentes mahnt mehr 
Kompromissbereitschaft in Europa an: „Mit Kanada soll-
ten wir uns einigen können; mit China wird man sich 
nicht auf Arbeitnehmerrechte einigen können.“


